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NRW muss funktionieren!  
Verlässlichen Ganztag an Förderschulen sicherstellen: Mehr Fachkräfte für Bildung, Be-
treuung und Teilhabe an Schulen mit Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ und 
„Körperlich-motorische Entwicklung“ 
 
 
 
 
Berichterstatter     Abgeordneter Florian Braun 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache 18/14544 - wird abgelehnt. 
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A Allgemeines 
 
Der Antrag der Fraktion der SPD „NRW muss funktionieren! Verlässlichen Ganztag an Förder-
schulen sicherstellen: Mehr Fachkräfte für Bildung, Betreuung und Teilhabe an Schulen mit 
Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ und „Körperlich-motorische Entwicklung“ (Druck-
sache 18/14544) wurde am 9. Juli 2025 vom Plenum an den Ausschuss für Schule und Bildung 
zur federführenden Beratung und dem Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend zur Mitbe-
ratung überwiesen.  
 
Die antragstellende Fraktion führt aus, dass der gebundene Ganztag an Förderschulen mit 
dem Schwerpunkt „Geistige Entwicklung“ sowie „Körperlich-motorische Entwicklung“ in Nord-
rhein-Westfalen derzeit nicht verlässlich umsetzbar seien. Obwohl die Betreuung im gebunde-
nen Ganztag bis 15:30 Uhr vorgesehen sei, komme es regelmäßig zu Ausfällen, die nicht 
systematisch dokumentiert werden. Stattdessen lägen lediglich Rückmeldungen von Eltern 
vor, wie etwa eine Zuschrift aus dem Januar, die auf erhebliche Einschränkungen hinweist. 
Zentraler Grund für diese Ausfälle sei der anhaltende Fachkräftemangel. Kurzfristige Ausfälle 
würden entweder improvisiert kompensiert – was zur Überlastung der verbleibenden Lehr-
kräfte führt – oder resultierten in ganztägigen Unterrichtsausfällen ganzer Klassen. Gerade in 
einer Schulform, die auf Beziehungsarbeit, verlässliche Strukturen und Kontinuität angewiesen 
sei, gefährde diese Situation die Qualität der sonderpädagogischen Förderung erheblich. Die 
verbleibenden Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen versuchten, den Mangel durch 
Mehrarbeit und flexible Vertretungslösungen aufzufangen – oft über ihre Belastungsgrenzen 
hinaus. 
 
Die Landesregierung wird daher aufgefordert, die strukturellen Unterrichtsverkürzungen im 
Land NRW an Förderschulen Schwerpunkt GG und KME statistisch zu erheben und dadurch 
Transparenz des Ganztagsanspruches zu erzielen. Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für Fachlehrerinnen und Fachlehrer an Förderschulen (APO-FLFS) zu überarbeiten, mit dem 
Ziel, die tatsächliche Eigenverantwortung und unterrichtsnahe Arbeit rechtlich abzubilden, so-
wie ferner u.a. die Einstiegsbesoldung von Fachlehrkräften an Förderschulen kurzfristig auf 
A10 anzuheben, um der Verantwortung, Qualifikation und tatsächlichen Tätigkeit der Fach-
lehrkräfte gerecht zu werden. 
 
B Beratung 
 
Der Ausschuss für Schule und Bildung hat am 10. September 2025 erstmalig über den Antrag 
beraten und eine Anhörung beschlossen, die am 9. Dezember 2025 durchgeführt wurde. Der 
mitberatende Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend hat sich an der Anhörung nachricht-
lich beteiligt. 
 
Zur Anhörung des Antrags lagen folgende Stellungnahmen vor: 
 

Urheber/in Stellungnahme 

Landschaftsverband Westfalen-Lippe  
Münster 
 
Landschaftsverband Rheinland  
Köln 
 

18/3249 
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Urheber/in Stellungnahme 

Verband Sonderpädagogik e.V.  
Landesverband NRW 
Moers 
 

18/3238 

Mittendrin e.V.  
Köln 
 

18/3230 

AFBJ Mönchengladbach 
Mönchengladbach 
 

18/3239 

Landeselternschaft der Förderschulen mit den Schwerpunkten 
Geistige  
Entwicklung und Körperliche und  
Motorische Entwicklung in NRW 
Dr. Sylvie Jantze 
Vorsitzende 
Düsseldorf 
 

18/3231 

GEW NRW 
Stephan Osterhage-Klingler 
stv. Vorsitzender 
Düsseldorf 
 

18/3236 

Steffen Uschmann 
Landeselternschaft der Förderschulen mit den Förderschwer-
punkten 
Bielefeld 
 

18/3232 

Martin Gustorff 
Bezirksregierung Detmold 
Detmold 
 

18/3229 

Britta Berentzen 
Karl Barthold Schule 
Hans Helmich Schule 
Evangelische Stiftung Hephata 
Mönchengladbach 
 

18/3237 

 
Das Wortprotokoll der Anhörung vom 9. Dezember 2025 liegt als Ausschussprotokoll APr 
18/1091 vor. 
 
Eine Auswertung der Anhörung erfolgte in der Sitzung des Ausschusses für Schule und Bil-
dung am 4. März 2026, die abschließende Beratung und Abstimmung am selben Tage. 
 
Die Fraktion der SPD betonte, dass das eigentliche Problem nicht neu sei. Eltern und pfle-
gende Angehörige von Kindern mit einer geistigen Behinderung seien von Unterrichtsausfällen 
und kürzeren Öffnungszeiten betroffen, daher sei man der Landesregierung sehr dankbar für 
die Gespräche mit betroffenen Familien. Aufgefallen sei aber die unterschiedliche Auslastung 
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der Universitätsstandorte. Man fordere die Landesregierung auf auch hierauf zu achten. Mit 
dem Antrag der Fraktion der SPD seien zudem auch kurzfristige Maßnahmen vorgeschlagen 
worden wie z.B. die Einstiegsbesoldung von Fachlehrkräften an Förderschulen kurzfristig an-
zuheben. Die Sachverständigen in der Anhörung hätten vielen Punkten aus dem Antrag eben-
falls zugestimmt. Man bitte daher um Unterstützung für den vorliegenden Antrag. 
 
Die Fraktion der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betonte ebenfalls, dass es sinnvoll sei sich mit 
der Frage „Ganztag und Förderschulen“ zu beschäftigen. Allerdings sollte das Problem mit 
einem muliprofessionellen Team im gebundenen Ganztag beantwortet werden, um besondere 
Bedarfe der Schülerinnen und Schülern zu decken. Daher begrüße man, dass die Landesre-
gierung mit Eltern, Wissenschaftlern und Trägern im ständigen Austausch sei und daran ar-
beite, den Bedarf an Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen möglichst zu decken. 
 
Die Fraktion der FDP hob hervor, dass auch der demografische Wandel bei den Lehrkräften 
zu berücksichtigen sei, der das Problem möglicherweise erhöhe. Auch hierauf solle die Lan-
desregierung achten. 
 
Die Landesregierung führte aus, dass neben vielfältigen, weiteren Maßnahmen für das Lehr-
amt für sonderpädagogische Förderung zunächst je 120 Studienplätze in Duisburg-Essen und 
in Münster geschaffen worden seien, zum Wintersemester 2023/2024 weitere 80 Studien-
plätze für das Lehramt für sonderpädagogische Förderung und 35 weitere Studienplätze für 
das Lehramt Grundschule mit integrierter sonderpädagogischer Förderung; dies mit der Folge, 
dass in Nordrhein-Westfalen ein Studium der Sonderpädagogik ohne NC möglich sei. Die An-
zahl der Studienplätze habe sich um rund 65 Prozent erhöht. Die Landesregierung betonte 
jedoch auch, dass es mehr erfordere als nur ein Mehr an Sonderpädagoginnen und Sonder-
pädagogen. Es müsse auch auf die Menschen geschaut werden, die die Bedarfe für Sonder-
pädagogik haben und sich die Frage stellen, woher die starke Zunahme an Förderbedarfen 
liege. Auch die intensivpädagogischen Förderbedarfe seien stark angestiegen. Dies müsse 
diese Zunahme auch wissenschaftlich im Rahmen eines Forschungsauftrags untersucht wer-
den, um anschließend die richtigen Maßnahmen durchzuführen.  
 
Die Fraktion der CDU erklärte, dass man der Landesregierung sehr dankbar sei, dass diese 
sich auch in der Bildungsministerkonferenz dafür eingesetzt habe, die genauen Gründe für die 
Steigerung von Förderbedarfen in ganz Deutschland zu erforschen, denn dies sei kein NRW-
spezifisches Problem. 
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll APr 18/1157 
verwiesen.  
 
Der mitberatende Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend hat in seiner Sitzung am 22. Ja-
nuar 2026 seine Beratungen abgeschlossen. Bei der Abstimmung wurde der Antrag mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktionen der SPD und der FDP bei Abwesenheit der Fraktion der AfD abgelehnt. 
 
Über den Antrag, Drucksache 18/14544, wurde im federführenden Ausschuss für Schule und 
Bildung am 4. März 2026 abgestimmt.  
 
Bei der Abstimmung wurde dieser mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und AfD gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD und der FDP abgelehnt. 
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C Ergebnis 
 
Der federführende Ausschuss für Schule und Bildung empfiehlt, den Antrag, Drucksache 
18/14544 abzulehnen. 
 
 
 
Florian Braun 
Vorsitz 


